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Gemeinde Brigachtal- Bebauungsplan „Kreuzäcker" -Stand: 27,01.2026

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.10.2025 (BGBl. I S. 257) 
m.W.v. 30.10.2025

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
ber. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GBl. 
2025 Nr. 25) m.W.v. 28.06.2025 bzw. 28.09.2025

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geän­
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021; (BGBl. I S. 1802)

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 
(GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2025 (GBl. S. 
71) m.W.v. 01.09.202525

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)
Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

1.1 Im Gewerbegebiet sind die in § 8 (2) Nr. 1 und Nr. 2 BauNVO genannten, allgemein 
zulässigen Nutzungen zulässig.
Im Gewerbegebiet sind die in § 8 (2) Nr. 3 und Nr. 4 BauNVO genannten, allgemein 
zulässigen Nutzungen (Tankstellen, Speditionen, Anlagen für sportliche Zwecke und 
zentrenrelevanter Einzelhandel mit Ausnahme einer Verkaufstätigkeit im Rahmen und 
im sachlichen Zusammenhang mit einem im Gewerbegebiet angesiedelten Hand­
werks-, Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb auf untergeordneter Fläche) nicht 
zulässig.

1.2 Im Gewerbegebiet ist die in § 8 (3) Nr. 1 genannte Ausnahme für Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Bau­
masse untergeordnet sind, zulässig.

1.3 Im Gewerbegebiet sind die in § 8 (3) Nrn. 2 und 3 BauNVO genannten Ausnahmen 
(Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Vergnügungs­
stätten) nicht zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

Das Maß der baulichen Nutzung ist der Planzeichnung zu entnehmen und wird be­
stimmt durch die Festsetzung der
• Höhe baulicher Anlagen (GH) und
• der Grundflächenzahl (GRZ).
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2.1 Höhe baulicher Anlagen (§9(1) Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die durch Ein­
schrieb in der Planzeichnung festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GH) einzu­
halten. Die Gebäudehöhe wird bestimmt durch den obersten Punkt des Gebäudes 
bzw. Oberkante der Brüstung ohne technische Aufbauten und ist bezogen auf den 
unteren Bezugspunkt. Für die Baugrundstücke sind die Bezugshöhen (BZ) gemäß 
Planeintrag maßgebend. Die Festsetzung erfolgt in m ü. NN (Meter über Normalnull). 
Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) darf durch technische Auf­
bauten oder Bauteile auf maximal 10% der Dachfläche um bis zu maximal 3 m über­
schritten werden. Hiervon abweichend dürfen Anlagen für die Nutzung von Solar­
energie die maximal zulässige Gebäudehöhe auf der gesamten Dachfläche um bis zu 
maximal 3 m überschreiten.

Die maximal zulässige Höhe des Funkmasts auf der Fläche für Versorgungsanlagen 
beträgt 30m Höhe über Grund.

2.3 Grundflächenzahl (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl ist dem Planeintrag im zeichnerischen Teil zu entnehmen.

3. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO)
Abweichende Bauweise (a) gern. Planeintrag. Als abweichende Bauweise gelten die 
Bestimmungen der offenen Bauweise (Gebäude mit seitlichen Grenzabstand), wobei 
auch Gebäudelängen über 50 m zulässig sind.

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)
Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen sind die in der Planzeichnung 
festgesetzten Baugrenzen.

4. Stellplätze und sonstige Nebenanlagen (§ 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB)

4.1 Stellplätze, Garagen und Carports und untergeordnete Nebenanlagen sind auch au­
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

4.2 Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO, die hochbaulich in Erscheinung 
treten, sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

4.3 Die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von 
Abwasser dienenden Nebenanlagen nach § 14 (2) BauGB sind im gesamten 
Gewerbegebiet auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die öffentlichen Verkehrsflächen ergeben sich aus dem Eintrag im Plan.

6. Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

BIT Ingenieure AG, Villingen Textliche Festsetzungen 2 von 14



Gemeinde Briaachtal - Bebauunasolan ..Kreuzäcker“ - Stand: 27.01.2026

7. Öffentliche Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen
8. Flächen für die Versorgungsanlagen (Elektrizität und Mobilfunkanlage), Abwas­

serbeseitigung (Regenrückhaltung) (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB)

8.1 Elektrizität:
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Bereich von Bauplatz 3 
eine Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt., auf welcher auch eine Trafostation 
zur Stromversorgung errichtet werden kann.

8.2 Mobilfunkanlage:
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Bereich von Bauplatz 3 
eine Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt., auf welcher auch eine Mobilfunkan­
lage einschl. eines Funkmasts errichtet werden kann.

8.3 Regenrückhaltung (Rü):
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Nordosten des 
Plangebietes eine Fläche für eine zentrale Regenrückhaltung festgesetzt.

9. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25b BauGB);
(Details siehe Umweltbericht)

9.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung

1. V1: Bauzeitenbeschränkung für die Baufeldräumung (Vögel, Fledermäuse):

2. V2: Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen:

3. V3: Vergrämung und Umsiedlung von Zauneidechsen

4. V4: Vergrämung und Umsiedlung von Kreuzkröten

5. V5/S2: Beschränkung von Baunebenflächen für Rotmilan, Schwarzmilan, Uhu 
und Neuntöter:

6. V6: Gehölzübertrag / Pflanzgebot Heckenpflanzung und Entwicklung einer Saum­
vegetation (PFG 1)

7. V7: Pflanzgebot Heckenpflanzung (PFG 2)

8. V8: Ökologisch hochwertige Begrünung von Freiflächen (PFG 3)

9. V9: Lärmschutz (siehe Punkt 11)

10. V10: Boden-ZGrundwasserschutz in Bau-/Betriebsphase

11. V11: Denkmalschutz

12. V12: Begrünung nicht bebauter Grundstücksflächen

13. V13: Versickerungsfähige Oberflächenbefestigungen
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14. V14: Niederschiaqswasser

15. V15: Lichtreduzierte und insektenschonende Außenbeleuchtung

9.2 Es werden folgende Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen außerhalb 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans festgesetzt (Zuordnungsfestset­
zung gern. § 9 Abs. 1a BauGB) 
(Details siehe Umweltbericht)

9.2.1 Maßnahmen zum Ausgleich- und Ersatz:

1. A1: Ersatzwinterquartiere Fledermäuse

2. A2: Ersatzlebensraum Goldammer und Feldsperling:

3. A3: Ersatzlebensraum Weidenmeise

4. A4/S1: Ersatzlebensraum/Nahrunqshabitat Turmfalke, Rotmilan, Schwarzmilan 
und Uhu

5. A5: Felsnische / Störungsschutz Uhu

6. A6: Ausqleichshabitat Zauneidechse

7. A7: Ausqleichshabitat Kreuzkröte:

8. A12: Neuaufforstung

9.2.2 Der schutzgutübergreifende Kompensationsbedarf (Pflanzen, Tiere und biologische 
Vielfalt sowie Boden) von 167.763 Ökopunkten wird durch die vollständige Zuordnung 
der planexternen Ausgleichsmaßnahmen:

- A8 Ökokontomaßnahme „M19 Entsiegelung KVP Kirchdorf“ (10.528 ÖP anteilig)
- A9 Ökokontomaßnahme „M17 Hochbehälter Uberauchen“ (38.912 ÖP)
- A10 Waldrandgestaltung (6.656 ÖP)
- A12 Ökokontomaßnahme „M11 Eggwald“ (111.667 ÖP anteilig)

vollständig kompensiert.

10. Schutzstreifen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

10.1 110 kV-Leitung Naturenergie Netze:
Der in der Planzeichnung dargestellte Schutzstreifen der 110 kV-Freileitung ist mit ei­
nem Leitungsrecht zugunsten der Fa. Naturenergie Netze zur Unterhaltung und Be­
trieb zu belasten.

10.2 Die Technische Richtlinien gemäß des Freileitungsmerkblatts B 054 mit Stand 02/24 
der Naturenergie Netze sind zu beachten.
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11. Lärmschutz (Gewerbelärm-Kontingentierung) (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Für das Plangebiet sind entsprechend § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 der BauNVO Festset­
zungen in Form einer Gewerbelärmkontingentierung getroffen.

Die Kontingentierung bezieht sich ausschließlich auf die Immissionsorte der angren­
zenden Wohnbebauung im reinen und allgemeinen Wohngebiet wie auch im Misch­
gebiet. Zum Schutz der bestehenden und geplanten schutzbedürftigen Bebauung im 
Gewerbegebiet werden keine Festsetzungen getroffen. Hier gelten die einschlägigen 
Anforderungen, wie sie in der TA Lärm formuliert sind.

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgen­
den Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags 
(6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten.
Die Nummerierung der folgenden Teilflächen entspricht den Bauplatznummern im 
zeichnerischen Teil.

Emissionskontingente LEK für das B-Plangebiet „Kreuzäcker“

Teilflächen Bezugsgröße 
(gerundet) 

m2

Emissionskontingente 
Lek 

dB(A)/m2

Anlagenbezogener Schall­
leistungspegel LWÄje Fläche 

dB(A)

tags nachts tags nachts

Fläche 1 3.600 58 40 93,6 75,6

Fläche 2 1.800 58 41 90,6 73,6

Fläche 3 4.700 58 41 94,7 77,7

Fläche 4 2.600 58 43 92,1 77,1

Fläche 5 7.000 58 44 96,5 82,5

Fläche 6 10.600 58 44 98,3 84,3

Fläche 7 2.000 60 47 93,0 80,0

Fläche 8 5.000 60 47 97,0 84,0

Fläche 9 1.200 55 43 85,8 73,8

Fläche 10 1.400 62 52 93,5 83,5

Fläche 11 1.000 61 52 91,0 82,0

Die Koordinaten (Angabe in UTM) der Teilflächen und des Referenzpunktes zur 
Festlegung der Richtungssektoren sind:

Referenzpunkt (Angabe in UTM-Koordinaten)
-Rechtswert: 32461000,00
-Hochwert: 5318000,00

Koordinaten der Teilflächen (siehe Schalltechnische Untersuchung Heine und Jud)

Innerhalb der Richtungssektoren erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um 
folgende Zusatzkontingente:
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Zusatzkontingente für den jeweiligen Sektor

Sektor Winkel' Zusatzkontingente EK,US 

dB(A)

Anfang ° Ende ’ tags nachts

A > 350 30 4 3

B > 30 185 11 10

C > 185 215 6 6

D > 215 265 8 3

E > 265 305 4 5

F >305 350 0 0

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt in Bau- und 
Genehmigungsverfahren nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Glei­
chungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k LEk,i durch LEK,i + 
LEK,zus.k zu ersetzen ist. Einem Vorhaben können auch mehrere Teilflächen oder 
Teile von Teilflächen zuzuordnen sein. Die Summation erfolgt über die Immissions­
kontingente aller dieser Teilflächen und Teile von Teilflächen.
Einzelne Vorhaben sind auch dann zulässig, wenn der Beurteilungspegel Li,j den 
Immissionsrichtwert um mindestens 15 dB(A) unterschreitet.
Für die Einwirkungsorte und schutzbedürftige Nutzungen innerhalb des Bebauungs­
plangebietes gelten die Anforderungen der TA Lärm entsprechend der festgelegten 
Gebietsausweisung.

11. Umgrenzung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden
Stoffen belastet sein können (§9 Abs. 5 Nr. 3 Bau GB)

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen

12. Wasserschutzgebiet / Grundwasserschutz

Teilflächen des Bebauungsplangebiets Gewerbegebiet „Kreuzäcker“ betreffen die 
Zone III und IIIA des Wasserschutzgebiets Nr. 326-069 (Entenfang, Bad Dürrheim- 
Brigachtal) festgesetzt vom Landratsamt Schwarzwald-Baar durch Rechtsverordnung 
vom 11.06.1993 für die Wasserversorgung von Brigachtal und Bad Dürrheim.
Die dort formulierten Schutzbestimmungen, Regelungen und Verbote sind zu beach­
ten.
Insbesondere gelten nachfolgende Bestimmungen (nicht abschließende Aufzählung):

1. für das Verlegen von Abwasserleitungen, deren Rohre, Muffenkonstruktionen und 
Schächte keine Gewähr für dauerhafte und völlige Dichtheit bieten (§ 4 Abs. 1 Nr. 
14 RVO).
Das Amt für Wasser- und Bodenschutz verweist auf die sich daraus ergebenden er­
höhten Anforderungen an die Dichtheit von Rohrleitungen. Für Abwasserleitungen 
sind Rohre, Muffenkonstruktionen und Schächte zu wählen, die eine hinreichende 
Gewähr für völlige und dauernde Dichtheit bieten.
Um die dauerhafte Dichtheit zu gewährleisten, sind Vollwandrohre mit der Ringstei­
figkeit SN10 (z. B. AWADUKT PP Fusion, Hochlastkanalrohre PP-HM) mit geeigne­
ten Steckmuffenverbindungen oder gleichwertig (gemäß DIN 1852/1) zu wählen.
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Das vom Abwasserrohr zusammen mit dem anschließenden Schacht gebildete Ka­
nalsystem ist als stoffschlüssiges Gesamtsystem auszubilden.

2. Weiterhin formuliert die Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet Anforderungen 
bzw. Verbote hinsichtlich des Umgangs und der Lagerung von und mit wasserge­
fährdenden Stoffen (§ 4 Abs. 1 Nrn. 15 und 16 RVO).

3. Ein eventuell im Zuge von Bauwerksgründungen erforderlicher Eingriff in das 
Grundwasser (Grundwasser-haltung, Einbringen von Stoffen in das Grundwasser) 
bedarf einer gesondert zu beantragenden wasserrechtlichen Erlaubnis. Hierzu ist 
ein detaillierter Wasserrechtsantrag mindestens drei Monate vor Beginn der Maß­
nahme beim AUWB einzureichen. Wir empfehlen grundsätzlich, den Inhalt des 
Wasserrechtsantrags im Vorfeld mit dem AUWB abzustimmen.

4. Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flächen zulässig, bei denen ei­
ne Verunreinigung durch Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/-Wartung o.ä. nicht zu erwarten ist.

5. Der Entwässerung von oben genannten Flächen in angrenzende Grünflächen 
kann zugestimmt werden, wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über 
den bewachsenen Oberboden gemäß den „Arbeitshilfen für den Umgang mit Re­
genwasser in Siedlungsgebieten“ (LUBW, 2005) erfolgt.

6. Die Grundstückseigentümer sind darüber zu informieren, dass Autowäsche und 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf Flächen mit wasserdurchlässigen 
Belägen verboten sind.

7. Ein Einbringen von Erdwärmesonden in Zone III des Wasserschutzgebietes ist 
nicht genehmigungsfähig ist. Der Einbau von Erdwärmekollektoren bedarf einer 
Einzelfallprüfung und ist beim Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz zu be­
antragen.

Sofern sich bezüglich der im Einzelfall geplanten Bauausführung (oder der zukünftigen 
Nutzung) Sachverhalte ergeben, die von den in der Rechtsverordnung formulierten 
Festlegungen und Verboten berührt sind, ist die Erteilung der grundsätzlich erforderli­
chen wasserrechtlichen Befreiung gemäß § 52 WHG in jedem Einzelfall vom jeweiligen 
Bauherrn beim Landratsamt Schwarzwald-Baar - Amt für Umwelt, Wasser- und Boden­
schutz- zu beantragen.

13. Herstellen der Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Notwendige Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur Herstellung der Stra­
ßenkörper erforderlich sind, sind von den angrenzenden Grundstückseigentümern zu 
dulden.

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an die öffentlichen Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücke unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton von Randstei­
nen entlang der Grundstücke mit einer Breite von 0,30 m und einer Tiefe von 0,80 m 
zu dulden.
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14. Pflichten des Eigentümers (§ 126 Abs. 1 BauGB)

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Be­
leuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und 
- der hierfür notwendigen Fundamente und
- des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen 
auf seinem Grundstück zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen.

15. Grenzen

15.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches gern. Planeintrag (§ 9 (7) BauGB).
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ANHANG PFLANZLISTE

Pflanzliste A: Bäume 1. Ordnung, Pflanzqualität Solitär StU 16-18cm

Deutscher Name Botanischer Name Hinweise
Bergahorn 
Spitzahorn* 
Esche

Acer pseudoplatanus
Acer platanoides
Fraxinus exelsior (Pflanzung in Abhängigkeit der Entwicklung

des Eschentriebsterbens)
Stieleiche 
Bergulme 
Flatterulme 
Winterlinde 
Sommerlinde

Quercus robur 
Ulmus glabra 
Ulm us laevis 
Tilia cordata 
Tilia platiphyllos

im Bereich der Stillen Musel:
Schwarzerle 
Traubenkirsche 
Salweide 
Bruchweide 
Fahlweide 
Korbweide

Ainus glutinosa 
Prunus padus 
Salix caprea 
Salix fragilis 
Salix ruhens 
Salix viminalis

Pflanzliste B: Bäume 2. Ordnung, Pflanzqualität Solitär StU 14-16cm

Deutscher Name Botanischer Name Hinweise
Feldahorn * 
Hainbuche 
Vogelkirsche 
Mehlbeere* 
Eberesche* 
Feldulme 
Obstbäume

Acer campestre 
Carpinus betulus 
Prunus avium 
Sorbus aria 
Sorbus aucuparia 
Ulmus campestris

* Flachwurzler
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Pflanzllsto C: Arten für Dachbogrünungon

Botanischer Name Deutscher Name

Kräuter 50-1007.
Antennaria dioica Katzenpfötchen
Campanula rotundifolia Rundblättrige Glockenblume
Dianthus carthusianorum Kartäusernelke
Dianthus deltoides Heidenelke
Erodium cicutarium Gewöhnlicher Reiherschnabel
Euphorbia cyparissias Zypressen-Wolfsmilch
Helianthemum nummularium Gewöhnliches Sonnenröschen
Hieracium pilosella Kleines Habichtskraut
Potentilla verna Frühlings-Fingerkraut
Prunella grandiflora GroRblütige Braunelle
Sanguisorba minor Kleiner Wiesenknopf
Sedum acre Scharfer Mauerpfeffer
Sedum album Weißer Mauerpfeffer
Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer
Silene nutans Nickendes Leimkraut
Silene vulgaris Gewöhnliches Leimkraut
Thymus praecox Frühblühender Thymian
Thymus pulegioides Gewöhnlicher Thymian
Viola tricolor Ackerveifchen

Gräser max.507«
Briza media Gewöhnliches Zittergras
Festuca cinerea Blauschwingel
Festuca amethystina Amethyst-Schwingel
Koeleria macrantha Zierliches Schillergras
Melica ciliata Bewimpertes Perlgras

Oder vergleichbare Mischungen aus dem Bereich der Halbtrocken-, 
Trocken- und Kräuterrasen.

Sofern die Dachbegrunung durch Ansaat erfolgt, sollte um einer 
Florenverfalschung ontgogenzuwirken, Saatgut aus dem 
Herkunftsgebiet Südwestdeutschos Berg- und Hügelland verwendet 
werden

BIT Ingenieure AG, Villingen Textliche Festsetzungen 10 von 14



Gemeinde Brigachtal- Bebauungsplan „Kreuzäcker“ -Stand: 27.01.2026

B. Hinweise und Empfehlungen

Umgang mit Bodenmaterial
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher 
Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausge­
hoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung 
zu schützen.
Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosem 
Oberboden und kulturfähigem Unterboden auszubauen und soweit als möglich an 
geeigneten Stellen innerhalb des Plangebietes wiederzuverwerten (z. B. zum Mas­
senausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. In diesem Zusammen­
hang empfehlen wir, zu überprüfen, ob durch eine Anpassung des Straßen- und Ge­
bäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden Aushubmassen vor 
Ort verwendet werden können. Bei der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 
19731 zu beachten.

Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 
möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 
max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor Vernäs­
sung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten 
Pflanzenarten zu begrünen.
Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender 
Wurzelraum für geplante Begrünungen und eine flächige Versickerung von Oberflä­
chenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten sollten daher grundsätzlich nur auf gut ab­
getrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 
Kulturboden soll möglichst nicht befahren werden. Wenn das Befahren unvermeidlich 
ist, darf der Boden nur durch Kettenfahrzeuge mit geringer Bodenbelastung (< 4 
N/cm2) befahren werden.

Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. 
Durch Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei 
abgetrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern.

Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und einge­
baut wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbi­
ges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), sofern 
diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entsprechender 
Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu 
führen und unaufgefordert an das Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bo­
denschutz - zu übermitteln.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das der Er­
richtung technischer Bauwerke dient, sind die Vorgaben der Verordnung über Anfor­
derungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke 
(Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 09.07.2021 bzw. die zu diesem 
Zeitpunkt gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten.

Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der An­
lieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden Bo­
denmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu doku­
mentieren und dem Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - mit­
zuteilen.
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Selbstständige Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbereich sind ab einer 
Fläche von mehr als 500 m2 bau- und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. 
Hierbei sind die Ausmaße des Gesamtvorhabens ausschlaggebend. Eine Genehmi­
gung ist unabhängig von der Fläche erforderlich, wenn die Auffüllfläche in einem 
Schutzgebiet liegt.

Bodendenkmalschutz
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal­
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk­
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwider­
handlungen werden gern. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristi­
gen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

Geotechnik
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodäten im 
Verbreitungsbereich des Plattenkalks sowie der Trigonodusdolomit-Formation des 
Oberen Muschelkalks. Teilweise werden die Festgesteine von Verwitterungs- 
/Umlagerungsbildung mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit bedeckt. Das Plange­
biet grenzt im Süden an den Steinbruch Brigachtal-Klengen.
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen.
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 
sind nicht auszuschließen.
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasser­
wirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungs­
gutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist 
bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Funda­
menten zu achten.
Es ist bei der Planung auf einen nach boden- bzw. felsmechanischen Kriterien zu 
bemessenden Abstand zu den Rändern des Rohstoffabbaugebiets zu achten.
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau­
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, 
bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

Gewässerschutz
Gewässer (auch Grundwasser) sind/ist vor Beeinträchtigungen zu schützen. Auf die 
Haftungsbestimmungen für Veränderungen oder Verunreinigungen eines Gewässers 
(auch Grundwasser) wird ausdrücklich hingewiesen (§ 89 WHG).
Die Haftung erstreckt sich, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, auf alle 
Schäden, die durch die Baumaßnahmen und den Bestand der Anlage verursacht 
werden.
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Schutz des Grundwassers
Erdarbeiten oder Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie Auswir­
kungen auf das Grundwasser haben können bzw. tiefer als 10 m in den Boden ein­
dringen, sind dem Landratsamt Schwarzwald-Baar - Amt für Umwelt, Wasser- und 
Bodenschutz - gemäß § 49 Abs. 1 WHG i. V. m. § 43 Abs. 1 WG spätestens einen 
Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen.
Sofern bei den Bauarbeiten unbeabsichtigt Grundwasser angetroffen wird, ist dies 
gemäß § 49 Abs. 2 WHG i. V. m. § 43 Abs. 6 WG unverzüglich dem Landratsamt 
Schwarzwald-Baar - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - anzuzeigen und 
die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, einstweilen einzustellen.
Bei allen Maßnahmen, die zur Erschließung von Grundwasser führen, sind die ge­
setzlichen Vorschriften des Grundwasserschutzes zu beachten.

Abwasserbeseitigung
Nach § 55 Abs. 2 WHG in Verbindung mit der Verordnung über die dezentrale Besei­
tigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 besteht die Sollvorgabe, dass u. a. 
bei der Bebauung von Grundstücken das Niederschlagswasser dezentral zu bewirt­
schaften ist, sofern dies schadlos möglich ist (siehe Unterpunkt Dezentrale Beseiti­
gung).
Ist eine dezentrale Bewirtschaftung nicht möglich, so sollen die im Bebauungsplan 
neu zur Bebauung vorgesehenen Flächen grundsätzlich im Trennsystem entwässert 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass öffentliche Abwasseranlagen gemäß § 48 
Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) einer wasserrechtlichen Genehmigung 
bedürfen, sofern diese nicht im Benehmen mit der unteren Wasserbehörde geplant 
und ausgeführt werden.

Regenwassernutzung
Eine teilweise Sammlung und Nutzung von Niederschlagswasser über Regenwasser­
sammelanlagen (Zisternen) wird empfohlen, wobei der Überlauf der Sammelanlagen 
nicht unterirdisch versickert werden darf.
Zur Verbesserung der Rückhaltung werden Retentionszisternen empfohlen, die über 
ein zwangsentleertes Teilvolumen verfügen (Schwimmerdrossel). Derartige retenti­
onsfähige Regenwassernutzungsanlagen können bei der Bemessung von Anlagen 
zur Misch- und Regenwasserbehandlung angerechnet werden, wenn sie im Plange­
biet flächendeckend zur Anwendung kommen.
Für die Nutzung von Regenwasser über Regenwassernutzungsanlagen als Brauch­
wasser sind sowohl die einschlägigen DIN-Normen als auch die Trinkwasserverord­
nung zu beachten. Im Besonderen gilt die strikte Trennung von Trink- und Nichttrink­
wasser, d.h. dass Brauchwasser (Regenwasser) leitungstechnisch vom Trinkwasser 
getrennt sein muss.

Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflächige schädliche Bodenver­
änderungen
Innerhalb des Planungsbereichs befindet sich die Altablagerung „AA Aufschüttung am 
Sportplatz“. Zudem tangiert das Planareal weitere Altablagerungen und Altstandorte 
im Bereich der Zuwegung. Dies sind die Altablagerung „AA Steinbruch Riegger Klen­
gen“ sowie die Altstandorte „AS Asphaltmischanlage Treinen“ und „AS Betriebstank­
stelle Schotterwerk“.
Erdarbeiten im Bereich dieser Flächen dürfen nur mit fachgutachterlicher Begleitung 
durchgeführt werden. Die Entsorgung von Bauaushub aus diesem Bereich oder bei 
optischen oder geruchlichen Auffälligkeiten darf nur mit entsprechender gutachterli­
cher Deklarationsanalytik und unter Berücksichtigung der geltenden abfallrechtlichen 
Bestimmungen erfolgen.
Bei Nutzungsänderungen im Bereich dieser Fläche oder bei Änderung der Exposition 
(Erdabtrag oder Entsiegelung) ist eine Neubewertung erforderlich. Erdarbeiten im Be­
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reich dieser Fläche dürfen nur mit fachgutachterlicher Begleitung durchgeführt wer­
den. Die Entsorgung von Bauaushub aus Altlastenverdachtsbereichen oder bei opti­
schen oder geruchlichen Auffälligkeiten darf nur mit entsprechender gutachterlicher 
Deklarationsanalytik und unter Berücksichtigung der geltenden abfallrechtlichen Best­
immungen erfolgen.
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Rechtsgrundlagen
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. S. 25) m.W.v. 28.06.2025 bzw. 
28.09.2025

1. Dachform, Dachneigung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Dachform freibleibend,
Dächer sind mit einer Neigung von 0° -15° zulässig

2. Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

2.1 . Fassaden
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Fassadenverkleidungen aus 
spiegelnden, glänzenden oder glasierten Materialien unzulässig.

2.2 Dächer
Die Dächer sind extensiv (Substratmächtigkeit mind. 12 cm) zu begrünen. Die Dachbe­
grünung ist durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten. Für die Dachbegrünung 
wird ein Abflussbeiwert von 0,4 oder weniger festgesetzt.
Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass gemäß Klimaschutz- und Klimawandelanpas­
sungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) Aufbauten für Photovoltaikanlagen und 
Anlagen zur solarthermischen Nutzung zu errichten sind. Die Anordnung von Aufbauten 
für Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solar-thermischen Nutzung entbindet nicht von 
der vorgeschriebenen Dachbegrünung. Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solar­
thermischen Nutzung sind mit der Dachbegrünung so zu kombinieren, dass die Dach­
begrünung und deren Wasser-Rückhaltefunktion dadurch nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden.
Die Befestigungen von Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen Nutzung 
sind so auszugestalten, dass sie nicht zur Reduzierung des Volumens des Schichtauf­
baus der Dachbegrünung führen.
Niederschlagswasser von Dächern aus Materialien, von denen eine Gefährdung des 
Grundwassers ausgehen kann (bspw. nicht beschichtete oder nicht in ähnlicher Weise 
behandelte metallische Dächer aus Kupfer, Zink oder Blei), darf ohne wasserrechtliche 
Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet werden. Bei einer 
Einleitung in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemäß der Abwassersatzung 
eine Regenwasserbehandlung für derartige Dachflächen einfordern.“

3. Einfriedigungen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Als Einfriedungen sind offene Metall- und Holzzäune entlang der Erschließungsstraßen 
und im übrigen Bereich bis 1,80 m Höhe zulässig. Diese sind bei fehlendem Seitenstrei­
fen 0,50 m hinter den Fahrbahnrand (Bordstein) zurückzusetzen.
Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. Die Ver­
wendung von Stacheldraht ist unzulässig. Der Abstand von Hecken und Hinterpflanzun­
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gen zur öffentlichen Verkehrsfläche muss mindestens 0,50 m betragen.
Es sind ausschließlich Hecken aus Laubgehölzen zulässig. Geeignete Arten für Hecken 
enthält die der Begründung beigefügte Pflanzliste.
Holzzäune sind nur als Latten- oder Bretterzäune mit stumpfen Enden zulässig.
Auf geschlossene Einfriedungen ist möglichst zu verzichten. Zumindest aber sind Ein­
zäunungen am Boden durchlässig, mit einem Mindestabstand von 20 cm (besser 30 
cm) vom Boden auszuführen, um die Lebensraumzerschneidung von Klein- und Mittel­
säugern zu minimieren.

4. Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO)

4.1 Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die max. Gebäudehöhen nicht überragen. Die 
Fläche der Werbeanlage ist begrenzt auf 15% jeweiligen Fassadenfläche.

4.2 Freistehende Werbeanlagen sind begrenzt auf einen Werbepylon und eine 
Fahnengruppe von maximal 3 Fahnen. Der Werbepylon ist zulässig bis zu 5,00 m und 
15 m2 Fläche. Fahnen sind begrenzt auf maximal 10 m Höhe.

4.3 Beleuchtete und hinterleuchtete Werbeanlagen sind zulässig. Werbeanlagen, mit Hilfe 
von fluoreszierenden Farben, Neonfarben oder Reflektoroberflächen leuchten, sind 
ausgeschlossen. Werbeanlagen, die bewegliche Schrift- bzw. Werbung nutzen, sind 
nicht zulässig. Damit sind auch Prismenwände, Laufschriften, Blinklichter, drehbare 
Werbeanlagen und Sky-Beamer ausgeschlossen.

5. Entwässerung (§ 74 (3) Nr. 2 LBO)

Die Realisierung der Maßnahmen hinsichtlich der Entwässerungseinrichtungen ist durch 
geeignete Genehmigungsunterlagen nachzuweisen. Das Baugebiet ist im Trennsystem 
zu entwässern, wobei das Schmutzwasser an die Ortskanalisation anzuschließen ist. 
Eine entsprechende Fachplanung ist im Zuge des Bauantragverfahrens vorzulegen.

6. Verwendung offenporiger Beläge (§ 74 (3) Nr. 2 LBO)

Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und Gartenwege etc., bei denen eine 
Verunreinigung durch Lagerung! Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, betriebli­
chen Verkehr, Fahrzeugreinigung! -Wartung o.ä. nicht zu erwarten ist, sind mit wasser­
durchlässigen Belägen (z. B. Rasen-gittersteine, Rasenfugenpflaster, breitfugiges Pflas­
ter, Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.), ggf. zusätzlich mit bewachsenen 
Versickerungsmulden, herzustellen. Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbeiwert von 
0,5 oder weniger festzusetzen. Die Verwendung von wasserdurchlässigen Flächenbelä­
gen im Bereich von Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen bedarf einer wasserrechtli­
chen Erlaubnis.

7. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen 
bebauter Grundstücke (§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO)

7.1 Die Erschließungsflächen (Straßen, Wege etc.) sind auf das technisch vertretbare 
Mindestmaß zu begrenzen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren.
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7.2 Neben den Fahrbahnen sollen möglichst Grünstreifen, Vegetationsflächen und 
Gehölzpflanzungen zur Erhöhung der Verdunstung und Versickerung angelegt werden.

7.3 Garagen sollen zur Minimierung der Flächenversiegelung so nah wie möglich an die 
öffentlichen Verkehrswege und möglichst nur im baulichen Zusammenhang mit dem 
Hauptgebäude geplant werden.

7.4 Es darf maximal die Mindestanzahl an Stellplätzen gemäß der aktuell gültigen Fassung 
der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur über die 
Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze) eingerichtet werden.

8. Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer aufgrund von § 74 LBO ergan­
genen Bestandteilen dieser Satzung zuwiderhandelt.

9. Bestehende Vorschriften

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden die seither innerhalb des Gel­
tungsbereiches bestehenden Vorschriften aufgehoben.

Brigachtal
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